
 
 

Protokollauszug 
aus der 

25. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales, Woh-
nen und Inklusion  
vom 29.03.2022 

 
öffentlich 
Top 6.2 Kostenübernahme für Verhütungsmittel 

22/SVV/0124 
ungeändert beschlossen 

 
Frau Rößler bringt den Antrag ein und begründet diesen. 
 
Frau Magnussen (Fachbereich Öffentlicher Gesundheitsdienst) erklärt, dass das Recht auf 
Selbstbestimmung in der Familien- und Lebensplanung unabhängig von Alter, Geschlecht und 
Einkommen zu betrachten ist. Die Selbstbestimmung in der Familien- und Lebensplanung sollte 
auch die Wahl der Verhütungsmethode beinhalten.  
Sie weist darauf hin, dass im aktuellen Koalitionsvertrag bereits vorgesehen ist, dass die Kran-
kenkasse Verhütungsmittel als Satzungsleistung erstatten und bei Geringverdienern eine Kos-
tenübernahme erfolgen soll. Dieses Vorhaben der aktuellen Bundesregierung sollte zunächst ab-
gewartet werden, um etwaigen Doppelstrukturen im Sinne der Umsetzung von Kostenerstattun-
gen bei Verhütungsmitteln entgegenzuwirken. Die Bewertung eines möglichen Umsetzungsortes 
hinsichtlich der Bedarfsprüfung und Kostenübernahme ist demzufolge vorläufig nicht effizient, 
zielführend und nachhaltig. 
Des Weiteren scheinen die Abläufe in den Städten, die eine Kostenübernahme von Verhütungs-
mitteln vornehmen, z.B. durch vorab notwendige Antragstellungen, als sehr hochschwellig. 
Perspektivisch sollten bei dem sehr privaten und intimen Thema, wie Verhütungsmittel, nieder-
schwelligere Angebote entwickelt werden. 
 
Es erfolgt eine kurze Diskussion zum Antrag. Im Anschluss daran stellt Herr Adler die vorliegende 
Drucksache zur Abstimmung. 
 
 
Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion empfiehlt der 
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, eine Kostenübernahme von Ver-
hütungsmitteln zu implementieren. Dadurch sollen Menschen, die über ein geringes Einkommen 
verfügen oder Leistungen nach dem SGB II, SGB XII, AsylbLG, BaföG, BAB, Wohngeld oder 
Kinderzuschlag beziehen, ab dem 23. Geburtstag einen Zugang zu kostenfreien Verhütungsmit-
teln ihrer Wahl erhalten. Die Kosten für Barrieremethoden (Kondom, Diaphragma, Portiokappe) 
sollen altersunabhängig übernommen werden. 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, an welcher Stelle Beratungsangebot, Be-
darfsprüfung und Kostenübernahme angesiedelt werden können und welche Kosten dabei ent-
stehen.  
Die Stadtverordnetenversammlung soll im Juni 2022 über den erreichten Sachstand informiert 
werden. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 6 Zustimmungen und 1 Stimmenthaltung mehrheitlich angenommen. 
 



 
 


